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Die 1 70 lee 1 5 75 1 Ber- 
faſſung iſt polizeilich mit Beſchlag belegt wor⸗ 
den. da wir vermuthen, daß der Leitartikel: 
„Schaffet Frieden im Lande“ Anlaß zu der 
Maßregel gegeben bat, jo laſſen wir hiermit 
unſern geehrten Abonnenten eine zweite Aus⸗ 
gabe zukommen, in der der Leitartikel durch 
einen anderen erſetzt iſt. 


Was kann der Urwähler thun, daß es 
beſſer werde? 

Wer ſetne Lage verbeſſern will, muß vor allen Din⸗ 
gen die Gefahren abzuwenden trachten, die ihn noch 
weiter rückwärts zu bringen drohen, und gleichzeitig muß 
r ſich den Weg klar machen, auf welchem das Beſſere 
dann geſchaffen werden kann. 

Die Gefahren, die uns Alle politiſch bedrohen, kom⸗ 
men aber ſämmtlich aus Einer Richtung, wenn fie ns 
gelegentlich in doppelter Geſtalt vor uns treten, nemlich 
als Reaktion und Revolution. 

Dieſe beiden undeutſchen Worte haben nemlich einen 
und denſelben gemeinſamen Kern, der darin beſteht, 
daß Gewalt vor Recht geht. Wenn die Gewalt, 
die vor Recht gehen will, ſich ſelber in den Schein des 
Rechts kleidet und ihren Zweck in äußerlich friedlicher 
Weiſe zu erreichen ſucht, nennt man ſie heutzutage Reak⸗ 
tion. Wenn die Gewalt, die vor Recht gehen will, aber 
ſo weit vorſchreitet, daß ſie endlich das Recht ſelber zur 
Gewaltthat, zur Nothwehr der Verzweiflung treibt, oder 
wenn ſie ſelbſt zum Schwerte greift, ſo entſteht die 
Revolution, die Steigerung der Reaktion. 


Die Reaktion will auf ihren gewundenen Wegen 


ſtatt des Rechtes das Vorrecht, und je größer und man⸗ 
nigfaltiger die Vorrechte eines Theiles der menſchlichen 
Geſellſchaft ſind, deſto größer und mannigfaltiger müſſen 
für den andern Theil die Nachtheile und Leiden werden. 
Zuletzt, freilich erſt nach langen Verwüſtungen, fallen 
dieſe Leiden ſogar auf ihre Urheber von ſelbſt zurück, 
denn das Gift der Uebelthäter ſchädigt nicht nur Andere, 


Sgr. 


ſondern ſteckt in ihnen ſelbſt und kommt endlich zum 
Ausbruch. Will man alſo dieſe Gefahren beſchwören, 
ſo muß man aufrichtig, wach und treu das ſtrenge Recht 
zur Richtſchnur ſeines ganzen Lebens machen und mit⸗ 
helfen, daß es zur öffentlichen Geltung komme: Dadurch 
ſammelt man zugleich feurige Kohlen auf das Haupt 
ſeiner Gegner! Je mehr Gerechtigkeit aus dieſem gan⸗ 
zen Thun und Laſſen redet, deſto mehr Reſpekt bekommen 
die Gegner doch vor uns, und den beſſeren unter ihnen 
fallen die Schuppen von den Augen oder ſie ſchämen 
ſich wenigſtens, gegen das Recht offen zu Felde zu zie⸗ 
hen. Wenn aber erſt jeder männiglich denkt: Thue 
Recht und ſcheue Niemand, ſo entſteht in jedem 
Dorf, in jeder Stadt, zuletzt im ganzen Lande eine ſo 
ſtarke öffentliche Meinung für das Recht, daß 
die überbleibenden Reaktionäre in das Dunkel be Er⸗ 
bärmlichkeit ſich von ſelbſt verkriechen. Viel Bäche machen 
einen Strom. Jeder Urwähler iſt ein Bach. Ob Ge⸗ 
rechtigkeit oder Ungerechtigkeit oder gar Nichts in ihm 
fließt, das iſt ſeine eigene freie Wahl. Von den Ur⸗ 
wählern alſo hängt es ab, ob der Strom der Reaktion 
das Land verwüſtend überzieht, oder die Gerechtigkeit zur 
fruchtbringenden öffentlichen Geltung kommt. 

Die zweite Geſtalt, in welcher die Gewalt, welche vor 
dem Recht hergehen will, erſcheint, iſt die Revolution. 

»Da bei Revolutionen das angegriffene Recht es zu 
ein pflegt, das zuerſt zu den Waffen greift, ſo laſſen 
10 Manche täuſchen, oder ſehen in der, jo zu fügen, 
freiwilligen Revolution ein Heil für das Recht. 

Aber das tft ein ſchwerer Irrthum. Wenn ein Uns 
terleibskranker ſich durch tägliche geſunde Bewegung in 
friſcher Luft kuriren kann, wird der wohl, bei einigem 
Verſtande, ftatt deſſen irgend eine Pferdekur brauchen, 
bei der er Leben und Alles riskirt? Dem Recht iſt die 
Gewaltthat ſo zuwider, wie dem Geſunden die Krank⸗ 
heit. Wo der Kriegszuſtand erklärt iſt, wird das ge⸗ 
meine Recht aufgehoben, und der Bürgerkrieg iſt unter 
allen Kriegen der ſchrecklichſte. Wer möchte durch ſolche 
Mittel ſeine Lage verbeſſern wollen, die Jedermann 
fürchten muß wie eine Feuersbrunſt? Iſt es nicht ge⸗ 


nug, daß wir es der Reaktion überlaſſen, ob ſie in ihrer 


Unverbeſſerlichkeit ſich der Hervorrufung ſolcher Völker⸗ 
brände ſchuldig machen will? 

Alſo Reaktion und Revolution, unſer Aller gemein⸗ 
ſame Feinde, wachſen aus Einem Kern, aus dem Grund⸗ 
ſatze: „Gewalt geht vor Recht.“ 

Wer mithin das Umgekehrte will, daß alſo Recht 
vor Gewalt gehe, der iſt unſer Mann, nemlich wenn 
er es ernſtlich will. Er fühlt ſich dann ſelbſt als 
ein guter Menſch, er weiß, daß er damit dem Vater⸗ 
lande am beſten dient, er hat keinen Menſchen zu fürch⸗ 
ten, wenn ihn auch der au einmal ſchief an⸗ 
ſieht, er hat die Achtung der Beſten, und ſorgt für ſich 
ſelbſt auf's Beſte, denn ehrlich währt ja doch am längſten. 

Mittel und Wege unſere Lage zu verbeſſern und 
Reaktion wie Revolution fern zu halten, iſt alſo klar: 
Recht muß vor Gewalt gehen! 

Aber das Recht geht nicht allein — wie die faulen 
Schlafmützen meinen — ſondern es geht gerade jo weit 
als die Menſchen gehen, die das Recht lieb haben. 
Wie weit es in Preußen gehen ſoll, das liegt alſo in 
der Hand der Urwähler! Jeder Urwähler, der ſein 
Recht nicht übt, und nicht ſo übt, daß durch ſeine Wahl⸗ 
ſtimme dem Recht vor der Gewalt eine Kraft zuwächſt, 
der dient der Reaktion und Revolution und ſchlägt ſich 
ſelbſt in das Angeſicht. 

Thut denn nun der preußiſche Urwähler ſeine Schul⸗ 
digkeit, damit es beſſer werde? 

Ach, er ab kaum angefangen. Bei der letzten 
Wahl z. B. haben nachweislich von 100 Urwählern in 
erſter Klaſſe 57 — 58, in zweiter Klaſſe 44 — 45, in 
dritter Klaſſe gar nur 27—28 ihre Stimme abgegeben, 
im Durchſchnitt alſo nur 30 — 31, alſo noch nicht der 
dritte Theil! Nun, Ihr Urwähler, was klagt Ihr denn 
über allerlei Unbill, was klagt Ihr Menſchen an, daß 
ſie Euch beſchädigen und drücken — wenn der Wahltag 
ruft und kaum ein Drittheil preußiſcher Urwähler hört 
und kommt und wählt vernünftig, ſo hat er nur ſich 
ſelbſt anzuklagen als Mitſchuldiger daran, daß die Ver⸗ 
faſſung noch keine volle Wahrheit, die Gerechtigkeit noch 
nicht in voller Herrſchaft iſt. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. Das Bündniß zwiſchen Preußen und Oeſter⸗ 
reich, welches während der Dauer dieſes Sommers die Heiß⸗ 
porne der rückwärts blickenden Partei mit der Hoffnung er⸗ 
üllt hat, es werde in jeder Beziehung eine vollſtändige 
Rückkehr der alten Zeit angebahnt, ſteht augenblicklich auf 
ſehr ſchwachen Füßen. Die Anforderungen, welche Oeſter⸗ 
reich in der Zollvereinsangelegenheit an Preußen ſtellt, ſchei⸗ 
nen ſo unmöglich zu erfüllen zu ſein, daß die in Prag be⸗ 
gonnenen Unterhandlungen, trotz der größten Neigung, das 
politiſche Bündniß zwi 117 Oeſterreich und Preußen durch 
ein Zuſammengehen in e Fragen Ju befeſtigen, 
ohne ein weſentliches Reſultat abgebrochen werden mußten. 
Während aber jo das herzliche Einvernehmen mit Oeſterreich 
feinem Ende entgegen geht, hört man verſchiedentlich davon 
ſprechen, daß an die Stelle dieſes Bündniſſes ein Bündniß 
zwiſchen Preußen und Frankreich treten wird, eine Nachricht, 
welche durch die Reiſe des Herrn v. Bismarck nach Frankreich 
an Glaubwürdigkeit gewinnt. 


In Bezug auf die Entſcheidung der Militärfrage ſchei 
die Thatsache nich unwihtin, daß beim Beginn des Miner 
balbjahres nicht nur diejenigen Mannſchaften entlaffen find 
welche ſchon drei Jahre lang bei der Fahne geſtanden haben, 
ſondern daß auch von jeder Kompagnie 20 Mann entlaffen 
ſind, die erſt im Jahre 1862 eingezogen wurden, alſo nur 
zwei Jahre gedient haben. 

Der Abgeordnete Landgerichtsrath Grote, ein Mitglied 
der Fortſchrittspartei, iſt vom Disziplinarhofe des Obertribu⸗ 
nals zur Dienſtentſetzung ohne Penſion verurtheilt worden. 
Der Schlag trifft einen langjährigen Beamten, welcher bis 
dahin in dem Glauben gelebt hatte, daß man ſeinen Poſten 
treu und redlich ausfüllen und gleichzeitig für Ausbreitung feiner 
politiſchen Meinung offen und ehrlich wirken könne, ſehr hart, 
um ſo mehr, als er in erſter Inſtanz nur zur Zwangsver⸗ 
ſetzung und einer mäßigen Geldſtrafe verurtheilt war. Ein 
gleiches Schickſal hat den Abgeordneten Pariſius Garde. 
legen) betroffen, welcher den Wahlaufruf der Fortſchritts⸗ 
partei vom 12. Sept. v. J. mitunterzeichnet hatte. 

Der. Abgeordnete Hölzer (Daun), der ſeit dem Jahre 
1849 im preußiſchen Abgeordnetenhauſe geſeſſen, und zu den 
entſchiedenſten Mitgliedern des Linken Centrums gehörte, iſt 
am 30. September d. J. geſtorben. 

Schleswig- Holſtein. Die Friedensverhandlungen zeigen 
noch immer keine ſichere Ausſicht auf einen baldigen Abſchluß; 
ſowohl in der Grenzregulirungsfrage als auch in der Geldfrage 
tauchen fortwährend neue Hinderniſſe auf. Dänemark ſträubt 
ſich ſehr entſchieden gegen die ſo gerechtfertigte Forderung 
der Herzogthümer, daß nicht nur die Schulden des ehemali⸗ 
gen Königreiche, londern auch-alle Ufting, welche hauptſächlich 
durch die Flökke und die Sundzoflentſchädigung repräſentirt 
werden, getheilt werden. Um die Friedensverhandlungen zu 
beſchleunigen, iſt die verbündete Armee angewieſen worden, in 
Jütland mit größerer Strenge aufzutreten. 

Unterdeſſen ſcheinen neue Verhandlungen zwiſchen dem 
Herzog Friedrich VIII. und dem preußiſchen Hofe ſtattgefun 
den zu haben, wenigſtens wird die Auweſenheit des Herrn 
v. Ahlefeldt, eines der Vertrauten des Herzogs, mit ſolchen 
Verhandlungen in Verbindung gebracht. Wie vielfach ver⸗ 
lautet, ift von preußiſcher Seite die Entlaſſung der jetzigen lübera⸗ 
len Räthe des Herzogs gefordert worden, eine Forderung, deren 
Aufſtellung zwar verſchiedentlich abgeleugnet wird, die aber 
durch die Sprache der offiziöſen Blätter an Glaubwürdigkeit 
gewinnt. Ja, dieſe Blätter machen es ſehr wahrſcheinlich, 
daß man noch über dieſe Forderung hinausgegangen iſt, und 
von Schleswig⸗Holſtein große Opfer fordert, falls ſich Preu⸗ 
ßen geneigt 5 ſoll, den Schutz des neuen Staates zu 
übernehmen. öglich iſt auch, daß hinter all dieſen Ver⸗ 
handlungen, und hinter dieſem ſcheinbar wechſelnden Bevor⸗ 
zugen bald des Oldenburgers und bald des 1 
noch immer die Abſicht einer Annektion der Herzogthümer 
ſeitens Preußens verborgen liegt. 8 Es 

Hamburg. Mit Vergnügen berichten wir, daß auf dem 
großen Vereinstage, welchen die Zünftler Deutschlands in 
Köln gehalten haben, der Vertreter der in Hamburg lebenden 
Anhänger dieſer mittelalterlichen Einrichtung erklärk hat, daß 
außer ihm nur noch ein Mitglied in dem geſetzgebenden Kör⸗ 
per ſei, welches dieſe Richtung vertrete; alle übrigen hätten 
erkannt, daß der Wohlſtand des Volkes nur durch die volle 
Gewerbefreiheit gefordert werde. , 

Hannover. Trotzdem, daß die Erneuerung des Zollver- 
einsvertrages der Genehmigung durch die Stände bedarf, 
zweifelt man doch daran, daß dieſelben noch in dieſem Jahre 
wieder zuſammenberufen werden. , N 

een Die Mitglieder der liberalen Partei werden in 
dieſem Lande wie „Verbrecher“ behandelt, wenigſtens hatten 


i neulich eine gejellige Verſammlung der 
8 et ellen bei ich ie elecifate Partei dagegen | 
welche die Regierung unterftügt, hat volle Freiheit für ihre 
Agitation zu den Wahlen, und ihr ſteht auch bie „naſſauiſche 
Landeszeitung“ zur Verfügung, in welcher den Liberalen ganz 
offen vorgeworfen wird, fie wollten die Verfaſſung brechen. 

Baden. Es hat ſich in den letzten Tagen eine deutsche 
Fortſchrittspartei in Baden gebildet, welche ihr Pro- 
ram veröffentlicht hat. Dieſes Programm, welches ſich 
ber alle vorliegenden geagen ausſpricht, verlangt die Schö- 
pfung eines deutſchen Bundesſtaates durch Einberufung eines 
deutſchen Parlaments, welches auf Grundlage der Reichsver⸗ 


faſſung vom Jahre 1849 die Reichszuſtände feſtſtellen ſoll. 
Ju den inneren Fragen ſtellt das Programm Forderungen 
auf, deren ge nicht nur in Baden höchſt wuͤn⸗ 
ſchenswerth erſcheint. So verlangen fie vollſtändige Tren⸗ 
nung der Schule von der Kirche und Unterordnung der 
erſteren unter den Staat, Einführung der Civilehe, Umgeſtal⸗ 
tung des Heerweſens auf Grundlage allgemeiner Wehrpflicht 
und kurzer Dienſtzeit u. 1. f. Dt 

Baiern. Herr v. Schrenk, welcher h 
Zutritt Baierns zum rekonſtruirten Zollverein 12 ft, und 
ſogar mehrmals mit ſeinem Rücktritt gedroht hat, ift jetzt, 
nachdem die baieriſche Regierung endlich die Wünſche der 
ganzen Bevölkerung erfüllt hat und dem Zollverein beigetre⸗ 
ten iſt, von ſeinem Poſten abgetreten. 5 . 

Oeſterreich. Durch den Abſchluß der ee 
ſchen Konvention ſoll die beabſichtigte Armee eduktion un⸗ 
moglich geworden ſein. Dieſe Verr ngerung der Armee iſt 
aber durch die Finanzlage des Kaiſerſtaates dringend geboten, 
und die Schwierigkeiten einer Anleihe werden ſich wohl von 
Neuem gefteigert haben. Die Verlegenheit welche durch dieſe 
Konvention in Wien hervorgerufen iſt, iſt aber nicht allein 
finanzieller Natur, die Gefahr eines neuen Krieges in Ita⸗ 
lien hat in Wien von Neuem das Bedürfniß nach Bünd. 
niſſen mit andern Staaten rege gemacht, und man verfucht 
es jetzt gleichzeitig mit Rußland, Preußen und England. 

Zu der politiſchen Niederlage, welche Oeſterreich befürch⸗ 
tet, kommt auch noch die Niederlage auf dem handelspoliti⸗ 
ſchen Gebiete. Der Zollverein iſt vollſtändig wieder her⸗ 

eftellt, und die Verſuche Oeſterreichs, entweder in eine 

olleinigung mit ihm zu treten, oder doch eine ganz beſon⸗ 
ders günſtige Stellung ihm gegenüber einzunehmen, durch 
welche die vorgeſchützte Zuſammengehörigkeit angedeutet wer- 
den ſollte, ſind geſcheitert. Ob Oeſterreich daraus die Lehre 
ziehen wird, daß ſein Einfluß in Deutſchland ſo gering iſt, 
daß er dem materiellen Intereſſe gegenüber nicht aufkommen 
kann, und ob es künftig Neige handeln wird, das iſt zu 
bezweifeln. 

Italien. Ein neues Miniſterium 
die Konvention mit Frankreich, deren Abſchluß des vorige 
Miniſterium geſtürzt hat, zur Ausführung zu bringen. Je 
mehr die Kenntniß dieſer nen in das Volk dringt, je 
mehr überzeugt man ſich von der Muützlichkeit derſelben. 
Wenn ſie auch nicht augenblicklich alles gewährt, was die 
Vaterlandsfreunde wünſchen müffen, jo gewährt fie doch das, 
was im Augenblick zu erreichen war, und läßt die Erreichung 
des Uebrigen in nicht allzulanger Zeit hoffen. 

Spanien. Das neue Miniſterium, obgleich der entſchie⸗ 
denſten Rückſchrittspartei angehörig, hat den Antritt der Re⸗ 
ierung mit einem bemerkenswerthen Akt 5 es 
hat angeordnet, daß ſämmtliche in den letzten Jahren bezahl⸗ 
ten Strafen für Preßvergehen zurückgezahlt werden ſollen, 
und zwar nicht nur die als Strafe gezahlte Summe, ſon⸗ 


dern auch die Zinſen derſelben werden von der Staatskaſſe 


gegen den 


at es übernommen, 


zurückerſtattet. 


Amerika. Während an der Grenze der Nord⸗ und Süd⸗ 
ſtaaten das Kriegsglück hin und herſchwankt, ſich jedoch in 
letzter Zeit entſchieden mehr dem Norden zuwendet, iſt an der 
Südgrenze des alten Unionsgebietes ein Ereigniß eingetreten, 
deſſen Tragweite nach zwei Seiten hin nicht zu unterſchätzen 
iſt. Der Ex ⸗Präſident der ehemaligen Republik Mexiko, 
Juarez, iſt, von den kaiferlichen Truppen gedrängt, auf das 
Gebiet der Vereinigten Staaten übergetreten. Anſtatt aber 
die Waffen niederzulegen, hat er erklärt, daß er ein Hülfs⸗ 
korps der nordſtaatlichen Armee ſei. Da ein ſolcher Schritt 
aller Wahrſcheinlichkeit nach nur in Uebereinſtimmung mit 
dem Präſidenten der Vereinigten Staaten geſchehen iſt, ſo 
gewinnen dadurch die Nordſtaatler ein trefflich geſchultes Heer 
mit guten Offizieren, welches auf den Verlauf des Krieges 
nicht ohne Einfluß ſein wird. Außerdem aber hat Präſident 
Lincoln doch ſicher dem Juarez auch ſeine Hülfe verſprochen, 
ſobald die Ruhe in der Union hergeſtellt iſt, und mit dieſer 
Hülfe wird es alsdann dem Juarez leicht werden, das Kaiſer⸗ 
reich von Napoleons Gnaden über den Haufen zu ſtürzen, 
und den Kaiſer Maximilian zu zwingen, das Land wieder zu 
verlaſſen. 


Der beendete Krieg und die Militärfrage. 

Die „Provinzial⸗Korreſpondenz“, welche in ſehr vie⸗ 
len Exemplaren im Lande verbreitet wird, und von 
welcher nur ſelten Aeußerungen an die Oeffentlichkeit 
gelangen, hat ſich über die Wirkung, welche der Krieg auf 
die Entſcheidung der Militärfrage haben wird, in folgender 
Weiſe ausgelaſſen: „Es erſcheint geradezu unmöglich, daß die 
Erfahrungen und die Errungenſchaften dieſes Krieges nicht 
weſentlich dazu beitragen follten, den Widerſpruch gegen die 
Armee⸗Reorganiſation abzuſchwächen und deshalb die Ver⸗ 
ſtändigung über die Militärfrage zu erleichtern. 

Die Armee, ſo wie ſie iſt, hat die Kriegsprobe, auf 
welche ſie geſtellt worden, ſo glänzend, 5 ruhmvoll beſtan⸗ 
den, daß es ein freventlicher Leichtſinn, daß es Verrath am 
Vaterlande wäre, an ihren bewährten Einrichtungen auf 
Grund bloßer Parteimeinungen von Neuem rütteln zu wol⸗ 
len. So lange unſer Heer keine Gelegenheit gehabt hatte, 
ſeine Kriegstüchtigkeit im ernſten Kampfe zu bewähren, konn ; 
ten allerlei Zweifel an der Zweckmäßigkeit der Einrichtungen 
mit mehr oder weniger Schein von Berechtigung erhoben 
werden. Zwar beruhete die jetzige Organiſation auf der 
langjährigen Erfahrung und gewiſſenhaften Fürſorge des kö⸗ 
niglichen Kriegsherrn und der tüchtigſten Militärs; aber die 
Vortrefflichkeit derſelben konnte, jo lange die wirkliche Er⸗ 
probung fehlte, Niemandem geradezu bewieſen werden, und 
wenn in den Zeitungen und im Landtage, zum Theil von 
früheren Militärperſonen, mit großer Sicherheit behauptet 
wurde, daß unſer Heer auf andere Weiſe beſſer einzurichten 
wäre, ſo war es kein Wunder, daß das Land darüber zwei⸗ 
felhaft und bedenklich wurde. Jetzt ſteht es damit jedenfalls 
anders: von den Einrichtungen, die wir haben, wiſſen wir 
durch eine ruhmvolle Erprobung, daß ſie vortrefflich ſind, — 
andere, die man an ihre Stelle ſetzen möchte, können mög⸗ 
licherweiſe ſehr gut ſein, aber es tft fürerſt eben nur mög⸗ 
lich, es iſt nicht erwiefen. Wenn nun die Regirung das er⸗ 
probte Gute feſthalten und nicht gegen Ungewiſſes und 
Zweifelhaftes daran geben will, ſo wird ihr darin unzweifel⸗ 
feln das preußiſche Volk, welches mit Freude und Stolz auf 
eine treffliche von ganz Europa bewunderte Armee blickt, 
zur Seite len el 

In dieſen Zeilen iſt deutlich zu erkennen, daß der Ver⸗ 
faſſer gar nicht weiß, um was man ſich im Landtage bei der 
Militärfrage geſtritten hat. Nur dadurch iſt es möglich, daß 
er ein Rütteln an der jetzigen Organiſation „Freventiichen 


Leichtſinn, ja 1 am Vaterlande“ nennen kann. Ein 
ſolches Schimpfen auf die Gegner iſt weder geeignet, die 
Verſöhnung mit ihnen anzubahnen, welche der Schreiber 
doch f wünſchen vorgiebt, noch ſie zu überzeugen. Die 
Oppoſition im Landtage hat niemals die Tüchtigkeit unſerer 
Armee verkannt, ſie hat im Gegentheil ihr Vertrauen in 
dieſe Tüchtigkeit noch in der letzten Seſſion dadurch aner⸗ 
kannt, daß fie dem jetzt beendeten Kriege von vornherein ein 
fo hohes Ziel ſtecken wollte, daß nur eine allerſeits als tüch⸗ 
tig anerkannte Armee ihm gewachſen ſein konnte. Was 
macht aber eine Armee en Doch nur der Geiſt, der 
ſie belebt, und den Jeder, welcher in die Armee eintritt, von 
Hauſe mitbringen muß, der in Schule und Leben vorher 
dem Manne anerzogen ſein muß, und die militäriſche Aus⸗ 
bildung. Ueber Beides iſt niemals im Lande und im Land⸗ 
tage Streit geweſen. Für Hebung der Schulen und für 
Entwickelung eines ſtarken vaterlandsliebenden Geiſtes und 
Muthes durch Gewährung der freieften Entfaltung der Kräfte 
der Bürger hat der Landtag jederzeit eingeſtanden. Man 
hat nur geſtritten über die Zahl der im Frieden zu ſtellen⸗ 
den Truppen und über die Zeit, welche zur militäriſchen 
Ausbildung des Einzelnen nöthig iſt. Was das Erſtere an- 
langt, ſo kann man doch das wahrlich nicht ſagen, daß die 
70,000 Mann Soldaten, welche in Schleswig jo ruhmvoll 
gekämpft, das nur darum gethan und gekonnt haben, 
weil fie wußten, daß noch 121,000 Andere Gewehr bei Fuß 
im Lande ſtanden. Das wäre eine Verleumdung der Bra⸗ 
ven. Und ebenſo wenig kann man ſagen, daß die 70,000 
Kämpfer nur aus einer Armee von 213,000 Mann zu neh⸗ 
men geweſen ſind, daß die alte Armee von 153,000 Mann 
dazu zu klein geweſen wäre. Für den Streit, der in Bezug 
auf die Armee geſchwebt hat und noch ſchwebt, ob im Frie⸗ 
den 213,000 oder nur 153,000 Mann Soldaten gehalten 
werden ſollen, kann alſo der jetzt beendete Krieg gar Nichts 
beweiſen. Mindeſtens nur das Gleiche, d. h. auch gar 
Nichts iſt durch den jetzigen Krieg für den endern Streit be⸗ 
wieſen worden, ob zur vollen militäriſchen Ausbildung des 
Einzelnen eine dreijährige Dienftzeit nöthig iſt, wie die Re⸗ 
gierung behauptet, oder eine zweijährige Dienſtzeit genügt, 
wie der Landtag namentlich deshalb behauptet, weil ſie wäh⸗ 
rend 20 Jahren, wo wir fie gehabt haben, ausgereicht hat. 
Auch für dieſe Differenz kann der jetzt beendete Krieg Nichts 
beweiſen, weil natürlich von den 70,000 Mann Kämpfern in 
Schleswig nur etwa 20,000 3 Jahre, 50,000 aber, alſo mehr 
wie noch einmal ſo viel, nur 2 Jahre und nicht einmal 
2 Jahre gedient hatten, wie das ja in jeder Armee noth⸗ 
wendig der Fall ſein muß. Alle Soldaten in Schleswig haben 
aber gleich brav gekämpft. Man kann alſo gewiß nicht ſagen, 
daß der Krieg bewieſen hat, daß nur eine dreijährige militä⸗ 
riſche Dienſtzeit einen guten Soldaten bilden kann, denn die 
dreijährigen waren in der Minderzahl. Die Zahl der im Frie⸗ 
den zu haltenden Soldaten und die Länge der Dienſtzeit find 
aber die Hauptſtreitpunkte in der Militärfrage zwiſchen Re⸗ 
gierung und Abgeordnetenhaus geweſen. Alles Andere iſt 
Rebenſache. In dieſen beiden Hauptfragen hat das Abgeord⸗ 
netenhaus bisher der Regierung widerſtanden, weil es dem 
Lande eine Erleichterung in der Steuerlaſt von mehreren 
Millionen Thalern jährlich verſchaffen möchte, und es hat durch 
ſeine Oppoſition ſchon die Regierung dazu beſtimmt, den 
Steuerzuſchlag von 25%, welchen wir 2 Jahre lang haben 
zahlen müſſen, nicht mehr in Anſpruch zu nehmen. Der 
Streit über die Militärfrage iſt, wie er ſich äußerlich dar⸗ 
ſtellt, weſentlich ein Streit über die Höhe der vom Lande 


für ſeine Vertheidigung zu zahlende Geld und Blutſteuer 
und wir zweifeln 1 daß das Volk bei der Auefeheung 
dieſer Streitfrage auf Seiten derer ſtehen wird, welche die⸗ 
ſelbe ſo weit erniedrigen wollen, als dies ohne Schwächung 
der Wehrkraft des Volkes geſchehen kann. 


ee m I N m Fe re en 


Sprechſaal. 


Billiger Lohn. Einer der ergebenſten Anhänger Na⸗ 
poleons war der Kung Friedrich Auguſt = Sachsen Nach 
der Schlacht bei Leipzig, in der ſeine Truppen, deutſcher ge⸗ 
ſinnt als ihr König, zu den Verbündeten übergingen, wurde 
er in der erſtürmten Stadt gefangen genommen. Man 
brachte ihn nach Friedrichsfelde bei Berlin. Die Regierung 
Sachſens übernahm die ſogenannte Centralverwaltung, an 
deren Spitze der große Miniſter Freiherr von Stein ſtand. 
Natürlich wurden der Centralverwaltung auch die Landes⸗ 
kaſſen überwieſen. Der General⸗Steuerkaſſenrendant B..., 
der an das ſächſiſche Königshaus eine große Anhänglichkeit 
A glaubte ſeinen Patriotismus nicht beſſer beweiſen zu 
Innen, als daß er mehrere Millionen aus ſeiner Kaffe bei 
Seite brachte. In der damals allgemein herrſchenden Ver⸗ 
wirrung wurde das nicht bemerkt. Als nun der König 
Friedrich Auguft 1815 in fein verkleinertes Land zurückkehren 
durfte, da ließ B. .. bei demſelben um eine Audienz bit⸗ 
ten; er habe, erklärte er, dem Könige eine ſehr wichtige Mit⸗ 
theilung zu machen. In Sachſen war jedoch eine ſtrenge 
Hofetikette und der König konnte mit Niemandem ſprechen, der 
nicht mindeſtens Mtajorsrang, hatte, und B. . 8. Stelle 
9 1 feinen, fe heher Hale. Die Audienz konnte alſo nicht 
ewilligt werden. Da man indeß den alten Beamten als 
einen treuen Anhänger kannte und wußte, daß er gewiß nur 
aus einem wichtigen Grunde um die Audienz gebeten hatte, 
und er ſich weigerte, einem Anderen Mittheilung zu machen, 
ſo wurde der Miniſter von Zeſchwitz für dieſen beſonderen 
Fall als Stellvertreter des Königs bevollmächtigt. B... 
erſchien vor ihm, theilte ihm mit, wie er 1813 das Geld für 
ſeinen königlichen Herrn bei Seite gefi afft und wo er es 
angelegt habe. Der Miniſter war natürlich ſehr erfreut und 
berichtete die Sache ſofort dem Könige. Friedrich Auguft 
ſagte darauf: „Ei, das iſt ja ſehr ſchön, mein lieber Zeſch⸗ 
witz; aber wie kommen wir um den Dank?“ Der Miniſter 
erwiderte ſchnell gefaßt: „Majeſtät, wir geben ihm einen 
Verweis.“ — Und fo geſchah es. B. .. erhielt ein Schrei⸗ 
ben, in dem feine gute Gefinnung zwar anerkannt, das Geld 
auch angenommen, ihm aber doch bedeutet wurde, daß ſeine 
Handlungsweiſe eine ſehr eigenmächtige geweſen und nur die⸗ 
ſes Mal aus beſonderer Huld von & Majeſtät a e 
werden ſolle. So war die Sache für die Regierenden aller⸗ 
dings recht geſchickt geordnet; B... indeß war jo thöricht, 
ſich den erhaltenen Verweis zu Herzen zu nehmen und ſich 
darüber zu grämen. Er ſtarb ſchon 1816. 


Briefkaſten. 

Auf einige an uns gerichtete Anfragen bemerken wir, 
daß möglicherweiſe einigen Poſtanſtalten die offizielle Anzeige 
über das Erſcheinen unſeres Blattes verſpätet b fe laß i 
Jetzt find hoffentlich alle Poſtämter benachrichtigt, jo daß der 
an von Abonnements feine Schwierigkeiten mehr ent- 


gegenftehen werden. 
; Die Redaktion der Verfaſſung. 
Briefe an die Redaktion werden franco erbeten. 
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